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303 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 3. Juli 1979 betreffend den Bei-
tritt San Marinos zum Übereinkommen
vom 10. Juni 1958 über die Anerkennung
und Vollstreckung ausländischer Schieds-

sprüche

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen ist San Marino am 17. Mai 1979
dem Übereinkommen über die Anerkennung
und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche
(BGBl. Nr. 200/1961, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 177/
1979) beigetreten.

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Ar-
tikel XII Absatz 2 am 15. August 1979 für San
Marino in Kraft.

Androsch

304. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 3. Juli 1979 betreffend den Gel-
tungsbereich des Internationalen Abkom-
mens über den Schutz der ausübenden
Künstler, der Hersteller von Tonträgern
und der Sendeunternehmen vom 26. Okto-

ber 1961

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten das Internationale Abkommen über den
Schutz der ausübenden Künstler, der Herstel-

ler von Tonträgern und der Sendeunternehmen-
BGBl. Nr. 413/1973, ratifiziert oder sind ihm
beigetreten:

Staaten Datum des Inkrafttretens

Chile 5. September 1974

Italien 8. April 1975

Luxemburg 25. Feber 1976

Kolumbien 17. September 1976

Guatemala 14. Jänner 1977

Uruguay 4. Juli 1977

Norwegen 10. Juli 1978

El Salvador 29. Juni. 1979

Nachstehende Staaten haben anläßlich der
Hinterlegung ihrer Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde folgende Vorbehalte erklärt oder Er-
klärungen abgegeben:

ITALIEN

(1) In bezug auf Artikel 6 Absatz 1 und
gemäß Artikel 6 Absatz 2 des Abkommens:
Italien wird Sendungen nur Schutz gewähren,
wenn der Sitz des Sendeunternehmens in einem
anderen vertragschließenden Staat liegt und die
Sendung von einem im Gebiet desselben ver-
tragschließenden Staates gelegenen Sender aus-
gestrahlt worden ist;

(2) in bezug auf Artikel 12 und gemäß Ar-
tikel 16 Absatz 1 Buchstabe a des Abkommens:
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a) Italien wird die Bestimmungen des Ar-
tikels 12 auf die Benützung für Funk-
sendungen oder für irgendeine andere öf-
fentliche Wiedergabe zu Handelszwecken
mit Ausnahme der Kinematographie an-
wenden;

b) es wird die Bestimmungen des Artikels 12
nur auf Tonträger anwenden, die in einem
anderen vertragschließenden Staat festge-
legt worden sind;

c) hinsichtlich der in einem anderen ver-
tragschließenden Staat festgelegten Tonträ-
ger wird es den im Artikel 12 vor-
gesehenen Schutz auf den Umfang und
die Dauer des Schutzes beschränken, den
dieser vertragschließende Staat den Ton-
trägern gewährt, die erstmals in Italien
festgelegt worden sind; gewährt jedoch die-
ser Staat den Schutz nicht dem- oder den-
selben Begünstigten wie Italien, so gilt dies
nicht als Unterschied im Umfang des
Schutzes;

(3) in bezug auf Artikel 13 und gemäß Ar-
tikel 16 Absatz 1 Buchstabe b des Abkommens:
Italien wird die Bestimmungen des Artikels 13
Buchstabe d nicht anwenden;

(4) in bezug auf Artikel 5 und gemäß Ar-
tikel 17 des Abkommens wird Italien nur das
Merkmal der Festlegung im Sinne des Artikels 5
anwenden; dasselbe Merkmal wird an Stelle
des Merkmals der Staatsangehörigkeit hinsicht-
lich der in Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a (iii)
und (iv) des Abkommens vorgesehenen Er-
klärungen angewendet.

LUXEMBURG

1. Im bezug auf den Schutz der Hersteller
von Tonträgern wird Luxemburg nicht das Merk-
mal der Veröffentlichung, sondern nur die Merk-
male der Staatsangehörigkeit und der Festle-
gung gemäß Artikel 5 Absatz 3 des Abkommens
anwenden.

2. In bezug auf den Schutz von Tonträgern
wird Luxemburg gemäß Artikel1 16 Absatz 1
Buchstabe a (i) des Abkommens keine der Be-
stimmungen des Artikels 12 anwenden.

3. In bezug auf Sendeunternehmen wird Lu-
xemburg gemäß Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b
des Abkommens den in Artikel 13 Buchstabe d
vorgesehenen Schutz gegen die öffentliche Wieder-
gabe ihrer Fernsehsendungen nicht anwenden.

NORWEGEN

a) Gemäß Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a
(ii) wird der Vorbehalt erklärt, daß Ar-
tikel 12 in bezug auf eine andere Benüt-
zung als für Zwecke eines wirtschaftlichen
Gewinns keine Anwendung findet.

b) Gemäß Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a
(iii) wird der Vorbehalt erklärt, daß Ar-
tikel 12 nicht anzuwenden ist, wenn der
Hersteller nicht Angehöriger eines anderen
vertragschließenden Staates ist.

c) Gemäß Artikel 16 Albsatz 1 Buchstabe a
(iv) wird der Vorbehalt erklärt, daß der
Umfang und die Dauer des gemäß Ar-
tikel 12 gewährten Schutzes für Tonträ-
ger, die von einem Staatsangehörigen in
einem anderen vertragschließenden Staat
hergestellt werden, nicht umfassender sind
als der von diesem Staat gewährte Schutz
für Tonträger, die erstmals von einem
norwegischen Staatsangehörigen hergestellt
worden sind.

d) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 wird der Vor-
behalt erklärt, daß Sendungen nur ge-
schützt sind, wenn der Sitz des Sendeunter-
nehmens in einem anderen vertragschließen-
den Staat liegt und die Sendung von einem
Sender in demselben vertragschließenden
Staat ausgestrahlt wird.

( E r k l ä r u n g )

Das norwegische Gesetz vom 14. Dezem-
ber 1956 betreffend eine Gebühr für die öffent-
liche Darbietung von Aufzeichnungen künst-
lerischer Vorträge usw. legt Vorschriften für
die Auszahlung dieser Gebühr an die Herstel-
ler und ausübenden Künstler der Tonträger fest.

Ein Teil der jährlichen Einnahmen aus dieser
Gebühr kommt rechtens den Herstellern von
Tonträgern als einer Gruppe ohne Ansehen der
Staatsangehörigkeit als Abgeltung für die öf-
fentliche Benützung der Tonträger zu.

Nach den Bestimmungen des Gesetzes können
aus der Gebühr Beiträge an norwegische aus-
übende Künstler und deren Hinterbliebene je
nach der Bedürftigkeit der Betreffenden gewährt
werden. Diese Unterstützungsregelung fällt zur
Gänze nicht im den Anwendungsbereich des Ab-
kommens.

Die durch das genannte Gesetz geschaffene
Regelung, die mit den Erfordernissen des Ab-
kommens völlig im Einklang steht, wird beibe-
halten.

Androsch
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3 0 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 3. Juli 1979, mit der die Verfahrens-
ordnung der Europäischen Kommission für Menschenrechte (BGBl. Nr. 495/1977 in

der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 331/1978) geändert wird

(Übersetzung)
ÄNDERUNG DER VERFAH-

RENSORDNUNG

Artikel 16

Absatz 1

„(1) Für die Beschlußfähigkeit
der Kommission ist d:.e
Anwesenheit von minde-
stens zehn Mitgliedern er-
forderlich."

Die vorstehende Änderung ist am 5. Mai 1979 in Kraft getreten.

Androsch

3 0 6 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Notenwechsel über die gegenseitige Anerkennung weiterer akademischer Grade zwischen
der Republik Österreich und der Italienischen Republik

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
IN ITALIEN
AMBASCIATA D'AUSTRIA
IN ITALIA

Rom, am 31. Mai 1978

Exzellenz!
Im Nachhang zum Notenwechsel vom 19. Fe-

ber 1976, der in Durchführung von Artikel 10
des Übereinkommens *) vom 14. März 1952
zwischen der Republik Österreich und der Italie-
nischen Republik zur Förderung der kulturellen
Beziehungen zwischen den beiden Ländern die
gegenseitige Anerkennung akademischer Titel und
Grade behandelt, beehre ich mich, im Auftrag
meiner Regierung folgendes vorzuschlagen:

Die in der Beilage angeführten akademischen
Grade, deren volle Gleichwertigkeit von der
Österreichisch-Italienischen Expertenkommission

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 270/1954, weitere
Kundmachungen von Notenwechseln BGBl. Nr. 87/
1956, 22/1957, 491/1974 und 360/1977

in ihrer 5. Sitzung am 15. November 1977 festge-
stellt wurde, werden ohne Zusatzprüfung gegen-
seitig anerkannt, sofern in der Beilage nichts
Gegenteiliges vorgesehen ist.

Sollte die italienische Regierung bereit sein,
die obigen Vorschläge zu akzeptieren, darf ich
im Auftrag meiner Regierung vorschlagen, daß
die vorliegende Note und die Antwort Eurer
Exzellenz ein Abkommen zwischen der Repu-
blik Österreich und der Italienischen Republik
darstellen, das 60 Tage nach dem Tag in Kraft
tritt, an dem die beiden Staaten einander mit-
teilen, daß die jeweiligen verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen-hiefür gegeben sind.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Georg Schlumberger

S. E.
Arnaldo Forlani
Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten
Rom
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Beilage

LISTE DER GLEICHGESTELLTEN AKADEMISCHEN GRADE
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(Übersetzung)
MINISTERIUM FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Rom, am 31. Mai 1978

Herr Botschafter,

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note
heutigen Datums zu bestätigen, die folgenden
Inhalt hat:

„Exzellenz,
Im Nachhang zum Notenwechsel vom

19. Februar 1976, der in Durchführung von
Artikel 10 des Übereinkommens vom 14. März
1952 zwischen der Republik Österreich und der
Italienischen Republik zur Förderung der kul-
turellen Beziehungen zwischen den beiden Län-
dern die gegenseitige Anerkennung akademischer
Titel und Grade behandelt, beehre ich mich, im
Auftrag meiner Regierung folgendes vorzu-
schlagen:

Die in der Beilage angeführten akademischen
Grade, deren volle Gleichwertigkeit von der
Österreichisch-Italienischen Expertenkommission
in ihrer 5. Sitzung am 15. November 1977 fest-
gestellt wurde, werden ohne Zusatzprüfung
gegenseitig anerkannt, sofern in der Beilage nichts
Gegenteiliges vorgesehen ist.

Sollte die italienische Regierung bereit sein, die
obigen Vorschläge zu akzeptieren, darf ich i n
Auftrag meiner Regierung vorschlagen, daß die
vorliegende Note und die Antwort Eurer Ex-
zellenz ein Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Italienischen Republik dar-
stellen, das 60 Tage nach dem Tag in Kraft tritt,
an dem die beiden Staaten einander mitteilen,
daß die jeweiligen verfassungsrechtlichen Voraus-
setzungen hiefür gegeben sind.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hochachtung."

In Beantwortung Ihrer Note beehre ich mich,
Ihnen mitzuteilen, daß die Regierung der Italieni-
schen Republik mit dem darin enthaltenen Vor-
schlag einverstanden ist.

Ich benütze die Gelegenheit, um Ihnen den
Ausdruck meiner vorzüglichsten Hochachtung zu
erneuern.

Arnaldo Forlani

S. E. Herrn
Georg S c h l u m b e r g e r
Botschafter der
Republik Österreich
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Die Ermächtigung zur Abgabe der im Notenwechsel vorgesehenen Mitteilung wurde vom
Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; der Notenwechsel tritt
am 14. August 1979 in Kraft.

Androsch


